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Das Geld folgt den Kindern

Förderung der Kindergärten und Krippen soll angeglichen werden

Kommunale Bedarfsplanung ist wichtiges Steuerungsinstrument

Stuttgart / Gomaringen.  Die Betriebskostenförderung für Kindergärten und Betreuungseinrichtungen für Kinder unter 3 Jahren soll vereinheitlicht werden. Dabei soll der Grundsatz gelten: ‚Das Geld folgt den Kindern.’ Das Präsidium des Gemeindetags befürwortet die Grundzüge der geplanten Neuregelung.

„Die kommunale Bedarfsplanung hat sich bei Kindergärten bewährt und soll auch die Kleinkindbetreuung erfassen. Sie sorgt dafür, dass Betreuungsplätze bedarfsgerecht zur Verfügung stehen, teure und nutzlose Überkapazitäten aber vermieden werden. Auf dieses Steuerungsinstrument können wir nicht verzichten“, sagte Roger Kehle, Präsident des Gemeindetags am Mittwoch in Gomaringen im Präsidium des kommunalen Landesverbands. Es sei aber klar, dass Wünsche der Eltern bei der Auswahl von Betreuungseinrichtungen in die Planung einfließen müssten.

Geregelt werden die Förderbeziehungen zwischen Land und Kommunen, aber auch zwischen Kommunen und freien Trägern der Betreuungseinrichtungen.

Förderung der Einrichtungsträger

Die Träger der Kinderbetreuungseinrichtungen werden von den Standortgemeinden gefördert. Bei Kindertageseinrichtungen mit gemeindeübergreifendem Einzugsgebiet soll die Standortgemeinde von der Wohnsitzgemeinde einen Beitrag dazu bekommen. „Mit einer klaren, unbürokratischen Regelung sollte das Gesetz helfen, Konflikte um die Betriebskostenförderung künftig weitgehend zu vermeiden“, sagte Kehle. „Wer überörtliche Betreuungsplätze fördern muss, soll nicht mehr verpflichtet sein, für diesen Bedarf zusätzlich örtliche Plätze vorzuhalten.“

Förderung der Standortgemeinden

Die Förderung der Kindertageseinrichtungen soll aus einer Hand kommen, gleich ob die Mittel vom Bund, aus dem Landeshaushalt oder aus dem kommunalen Finanzausgleich finanziert werden. Das Geld wird den Gemeinden zweckgebunden zufließen.

Der Grundsatz ‚das Geld folgt den Kindern’ bedeutet, dass die Fördermittel nach der Zahl der belegten Betreuungsplätze auf die Standortgemeinden verteilt wird. Das soll für die Betreuung von Kindern unter 3 Jahren sofort gelten. Für die Kindergartenförderung sei, so der Gemeindetag, eine Übergangsregelung notwendig.

Der Ausbau der Kleinkindbetreuung auf die von Bund und Land angenommene Quote von 34 Prozent koste Städte und Gemeinden 336 Millionen Euro jährlich netto, also ohne die Fördermittel von Bund und Land sowie Elternbeiträge. Intensivere Bildungs- und Betreuungsangebote im Kindergarten belaufen sich nach Schätzung des Gemeindetags auf über 600 Millionen Euro pro Jahr – also weit mehr als für den Krippenausbau. Wegen dieser Kostenbelastung müsse die Fördersystematik behutsam umgestellt werden.

Der Gemeindetag erwartet jetzt einen Gesetzentwurf der Landesregierung, der diese Eckpunkte zu einer klaren und schlanken Regelung zusammenfasst.
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